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Beschlüsse des 2 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Förderung der deutschen Eierwirtschaft 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Als Ausgleich dafür, daß die Futterge- 
treidepreise im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes über den Weltmarktpreisen liegen, 
zahlt der Bund dem Hühnerhalter, der seinen 
Betrieb im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
hat, auf Antrag einen Ausgleichsbetrag. Der 
Ausgleichsbetrag wird gewährt 

1. für jedes Hühnerei, das auf Grund des 
Gesetzes über gesetzliche Handelsklasscn 
für Erzeugnisse der Landwirtschaft und 
Fischerei vom 17. Dezember 1951 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 970) und der dazu ergan- 
genen Verordnungen nach Handelsklassen 
mit Ausnahme der Handelsklassen „Aus- 
sortiertes Ei“, „Kühlhausei“ und „Konser- 
viertes Ei“ 

a) vom Hühnerhalter gekennzeichnet und 
in den Verkehr gebracht oder 

b) vom Hühnerhalter an einen sonstigen 
Betrieb geliefert und von diesem ge- 
kennzeichnet worden ist; 

2. für jedes Brutei, das ein Bruteierlieferbe- 
trieb an eine Brüterei geliefert hat, sofern 
Bruteierlieferbetrieb und Brüterei den 
gesetzlichen Bestimmungen entsprechen; 

3. für jedes Brutei, das in einer Brüterei, die 
den gesetzlichen Bestimmungen entspricht, 
erzeugt und ausgebrütet worden ist. 

§ 2 

Der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten (Bundesminister) be- 
stimmt im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister der Finanzen für mindestens drei 
Monate im voraus die Hohe des in § 1 be- 
zeichneten Ausgleichsbetrages. Er hat dabei 
den durchschnittlichen Unterschied zwischen 


den Preisen im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes und den Weltmarktpreisen für Futter- 
getreide zu berücksichtigen. Der Ausgleichs- 
betrag darf 0,03 Deutsche Mark nicht über- 
schreiten. Die Verordnung bedarf nicht der 
Zustimmung des Bundesrates. 

§ 3 

Der Antrag auf Gewährung des Ausgleichs 
nach § 1 kann gestellt werden 

1. von dem Hühnerhalter in dem Fall des 
§ 1 Nr. 1 Buchstabe a, 

2. von dem kennzeichnenden Betrieb in dem 
Fall des § 1 Nr. 1 Buchstabe b; in diesem 
Fall hat der Antragsteller die auf seinen 
Antrag gezahlten Ausgleichsbeträge an die 
Hühnerhalter abzuführen, 

3. für Bruteier von der Brüterei; soweit die 
Bruteier nicht in Brütereien erzeugt wor- 
den sind, hat die Brüterei die auf ihren 
Antrag gezahlten Ausgleichsbeträge an den 
Bruteierlieferbetrieb abzuführen. 

§ 4 

Der Bundesminister wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates 

1. Bestimmungen darüber zu erlassen, in 
welcher Form und für welche Zeiträume 
die Anträge nach § 3 zu stellen, welche 
Unterlagen ihnen beizufügen und an wen 
sie zu richten sind; 

2. Ausschlußfristen für die Geltendmachung 
der Ansprüche zu bestimmen; 

3. die Zahlung von Ausgleichsbeträgen da- 
von abhängig zu machen, daß die Antrag- 
steller bestimmte Bücher führen, die jeder- 
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zeit über sämtliche Geschäftsvorgänge, 
insbesondere über die Einzelheiten des 
Erwerbs und des Absatzes gekennzeich- 
neter und ungekennzeichneter Eier Auf- 
schluß geben; 

4. Bestimmungen über die zur ordnungsge- 
mäßen Kennzeichnung erforderlichen Ein- 
richtungen zu erlassen; 

5. zu bestimmen, daß der Anspruch auf Zah- 
lung von Ausgleichsbeträgen entfällt oder 
gezahlte Beträge zurückzuzahlen sind, 
wenn der Antragsteller bestimmte Vor- 
schriften dieses Gesetzes oder von Rechts- 
verordnungen, die auf dieses Gesetz ge- 
stützt sind, nicht beachtet. 

§ 5 

(1) Der Bundesminister, der Bundesrech- 
nungshof und die obersten Landesbehörden 
sind auskunftsbercchtigte Stellen im Sinne der 
Verordnung über Auskunftspflicht vom 
13. Juli 1923 (Reichsgesetzbl. I S. 699, 723). 

(2) Der Bundesministcr und die obersten 
Landesbehörden können bestimmen, daß auch 


andere Stellen, die von ihnen mit der Durch- 
führung dieses Gesetzes und der dazu er- 
gehenden Durchführungsbestimmungen be- 
auftragt werden, auskunftsberechtigt sind. 

(3) Für das Auskunftsverlangen und die 
Auskunftspflicht gelten die Bestimmungen der 
Verordnung über Auskunftspflicht mit Aus- 
nahme des § 4 Abs. 2. 

§ 6 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des L)ritten Überleitungsge- 
setzes. 
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Dieses Gesetz tritt am 1. März 1956 in 
Kraft. 



